
kenntnisse der 13. und der 14. Plenartagung des Zen
tralkomitees der SED über Möglichkeiten des wirksa
meren Schutzes des sozialistischen Eigentums und der 
Volkswirtschaft zu beraten und damit einen Beitrag 
zur weiteren Verwirklichung der vom VIII. Parteitag 
der SED beschlossenen Hauptaufgabe zu leisten. Die

Diskussion habe wertvolle konkrete Erfahrungen ver
mittelt, die für die weitere Qualifizierung der gericht
lichen Tätigkeit genutzt weiden können.
Die Mitglieder des Plenums nahmen den vom Präsidium 
des Obersten Gerichts vorgelegten Bericht zustimmend 
zur Kenntnis. Du.
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Berufsverbote gegen Demokraten in der BRD
Wenn heutzutage in der BRD die bereits dreieinhalb 
Jahre währende und zunehmend ausgedehnte Berufs
verbotspraxis Befürchtungen aufkommen läßt, im Zuge 
der krisenhaften Entwicklung des kapitalistischen Ge
samtsystems könne ein neuer McCarthyismus/1/ er
stehen, dann zeugt dies von einer besorgniserregenden 
Situation, von der Gefahr einer weiteren politischen 
Tendenz nach rechts./2/
Kurz nach Anlaufen der staatlichen Repressalien gegen 
„Radikale im öffentlichen Dienst“ äußerte Prof. Dr. 
R i d d e r (Gießen) die Befürchtung, die entsprechenden 
Regierungsbeschlüsse würden „zu einer .politischen 
Hexenjagd1, zur Bespitzelung und Gesinnungsschnüffe
lei einerseits, zu widerwärtigem Protektionismus ande
rerseits geradezu heraus(fordern)“./3/ So ist es denn 
auch gekommen.
Die Politik der Berufsverbote spielt inzwischen eine 
zentrale Rolle im strategischen Konzept der reaktionä
ren Kreise in der BRD. Schrittweise sollen nicht nur die 
in den vorangegangenen Jahren errungenen Positionen 
der fortschrittlichen Kräfte demontiert werden. Viel
mehr soll der über den Kreis der unmittelbaren Opfer 
hinausreichende Disziplinierungseffekt, der in einer Zeit 
besonderer Existenzunsicherheit für alle Werktätigen 
mehr als sonst wirkt, den bereits vorhandenen Rechts
extremismus im politischen Leben der BRD intensivie
ren. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) Bayern bemerkte in einer Erklärung anläßlich 
dreijähriger Handhabung der Berufsverbotsbeschlüsse 
im Februar 1975: „Die Fehlentwicklung der Bundes
republik hin zum Uberwachungsstaat wurde in den 
letzten Jahren deutlich beschleunigt.“/4/

Angst vor marxistischer Weltanschauung
Seit etwa 1969 sind die ersten Fälle von Berufsverboten 
bekannt geworden. Doch systematisch begonnen hat es 
mit einer gewissermaßen als Initialzündung dienenden 
Grundsatzentscheidung des — damals rein sozialdemo-

hl Der Name des Senators McCarthy steht für eine finstere 
Phase des politischen Lebens der USA in den fünfziger Jah
ren. Er ist zum Synonym für antikommunistische Hysterie, für 
Verfolgungen, Verdächtigungen, Diffamierungen übelster Art, 
für eine Vergiftung der gesellschaftlichen Atmosphäre gewor- 
den. Der McCarthyismus bedeutete eine präzedenzlose Erdros
selung der bürgerlichen Freiheiten in den USA, den Angriff 
auf die Rechte aller fortschrittlichen Organisationen sowie 
einzelner Personen, die Absage an die Verfassung und eine 
bis dahin imbekannte antidemokratische Gesetzgebung des 
Kongresses.
Vgl. dazu Nikitin, USA (Rechtsextremismus — Bedrohung der 
Demokratie), Moskau 1971, S. 110 ff. (russ.).
IV Vgl. Neuhöffer, „Die Rechtsgefahr und die Notwendigkeit 
einer demokratischen Offensive“, Blätter für deutsche und 
internationale Politik 1974, Heft 12, S. 1223; Kriele, „Kommu
nisten als Beamte?“, Zeitschrift für Rechtspolitik 1971, Heft 12, 
S. 276. Allerdings spricht Prof. Kriele (SPD-Mitglied) erst dann 
von der „Gefahr des McCarthyismus“, nachdem er zuvor 
antikommunistische Platitüden feilgeboten hat (S. 273).
13/ AbgedruCkt in: Wortlaut und Kritik der verfassungs
widrigen Januarbeschlüsse, Köln 1972, S. 52.
IV „Erklärung der GEW Bayern: „Drei Jahre Ministerpräsi
dentenbeschluß ln Bayern“, Blätter für deutsche und inter
nationale Politik 1975, Heft 2, S. 234.

kratischen — Hamburgischen Senats vom 23. November 
1971, wonach die Ernennung zum Beamten auf Le
benszeit bei politischen Aktivitäten des Bewerbers „in 
rechts- oder linksradikalen Gruppen unzulässig“ sei. 
Das gelte „erst recht im Erziehungsbereich“./5/
Damit ist der Tenor angeschlagen, der seither die bun
desdeutsche Szene beherrscht. In erster Linie sollten 
zunächst Lehrkräfte betroffen werden, von denen ver
mutet werden könnte, sie wären fähig, fortschrittliche 
Gesellschafts- und Staatsauffassungen an den west
deutschen Schulen und Hochschulen zu verbreiten. Dar
über vermag auch nicht das wie eine Kinderklapper 
gehandhabte Totalitarismusschema hinwegzutäuschen. 
Die Verurteilung von „politischen Aktivitäten“ (wel
chen?) gleichermaßen „in rechts- oder linksradikalen 
Gruppen“, d. h. von Kommunisten und anderen enga
gierten Demokraten wie von faschistischen Elementen, 
vorgenommen aus einer scheinbaren Position der „poli
tischen Mitte“ heraus, ist pharisäerhaft.
Schon allein der Zeitpunkt der Beschlußfassung ist ein 
verräterisches Indiz. Der Hamburger Beschluß, der laut 
amtlicher Auskunft ein „Signal“ für „Staatsdiener im 
gesamten Bundesgebiet“ sein sollte/6/, und dann die 
von der westdeutschen Ministerpräsidentenkonferenz 
am 28. Januar 1972 verabschiedeten „Grundsätze zur 
Frage der verfassungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen 
Dienst“, die von einer „Gemeinsamen Erklärung des 
Bundeskanzlers und der Ministerpräsidenten der Län
der“ begleitet wurden/7/, erblickten das Licht der Welt 
nicht zu der Zeit, als die NPD ihren Zenit erreicht hatte 
und in mehreren Landtagen durch Abgeordnete ver
treten war, sondern erst dann, als sie, in unaufhalt
samem Abstieg begriffen, ihre Anhänger weitgehend 
vor allem von der CDU/CSU absorbiert sah. Die nach
folgende Handhabung der Beschlüsse hat die Faden- 
scheinigkeit des „Gegen rechts wie links“-Arguments 
längst offenkundig gemacht. NPD-Anhänger sind 
meines Wissens bislang nicht aus staatlichen Stellen 
entfernt oder daran gehindert worden, sie zu beset- 
zen./8/
Doch in demselben Zeitabschnitt hatte sich an den 
westdeutschen Universitäten und Hochschulen eine 
breite Bewegung unter Studenten, Assistenten und teil
weise Hochschullehrern entwickelt, die, vielfach unaus
gegoren und spontan, das ernsthafte Bemühen erken
nen ließ, progressiven Bildungsinhalten Raum zu schaf
fen, und darüber hinaus die apologetische Selbstver
ständlichkeit der bestehenden Herrschaftsverhältnisse 
insgesamt nicht mehr widerspruchslos hinzunehmen be
reit war.
/5/ Abgedruckt in: „Radikale“ im öffentlichen Dienst?, Frank
furt am Main 1973, S. 11.
/6/ Vgl. Matthiesen, „Kein Platz für Extremisten?“, Die Zeit 
1971, Nr. 50, S. 13.
/7/ Beides abgedruckt in: Wortlaut und Kritik der verfas
sungswidrigen Januarbeschlüsse, a. a. O., S. 6 f.
131 Vgl. Fremßler/Tautz, „Der Berufsverbotserlaß in der BRD — 
Antikommunismus im Mantel des Beamtenrechts“, Staat und 
Recht 1974, Heft 3, S. 442 f.
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